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 Orientierung auf dem Weg zur inklusiven Bildung – Vorwort 

Der vorliegende Bildungswegweiser soll unter den aktuellen 

Rahmenbedingungen als Orientierung und Hilfe dienen, um Eltern, Schülern und 

anderen Beteiligten auf der Suche nach dem individuell passenden Bildungsweg 

für Kinder mit Behinderung zu unterstützen. 

Für viele Menschen stehen aktuell wichtige Entscheidungen und konkrete 

Schritte an, um deren inklusive Teilhabe zu organisieren und ihr Anrecht darauf 

im Zweifel auch durchzusetzen. Dazu soll dieser Wegweiser ein Werkzeug sein.1 

Mit Unterzeichnung der UN-Behindertenrechtskonvention hat sich die 

Bundesrepublik Deutschland zur Gewährleistung eines inklusiven 

Bildungssystems verpflichtet. Grundlage dabei ist die Chancengleichheit von 

Menschen mit Behinderung bei der Teilhabe am lebenslangen Lernen und dies 

ohne jegliche Art von Diskriminierung. 

Rechtsgrundlage: § UN BRK Artikel 24 

Wie Bildung vor Ort geregelt ist und aussieht, entscheiden die Bundesländer 

entsprechend ihrer Bildungshoheit selbst. Im Freistaat Sachsen wird nach der 

Absicht gehandelt, die UN-Behindertenrechtskonvention schrittweise 

umzusetzen. Inklusion soll hier Schritt für Schritt mit Augenmaß erfolgen. Der 

Grundsatz für die Umsetzung im Bildungs- und Schulsystem lautet dabei: „So viel 

gemeinsamer Unterricht an der Regelschule wie möglich und so viel Unterricht 

an der Förderschule wie nötig.“  

Durch die Änderung des Sächsischen Schulgesetzes mit Wirkung vom 1. August 

2018 ergibt sich ein größerer Spielraum für inklusive Schule. Aber auch die 

                                                
1 -> Der Wegweiser ist Ergebnis einer produktiven Netzwerkarbeit zu den beschriebenen Themen, die 
Informationen sind im Netzwerk gesammelt und geprüft, können aber keine rechtssichere Beratung ersetzen.  
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erfolgten Änderungen im Bundesteilhabegesetz bringen Wandel und Umbrüche 

mit sich.  

Durch die Entwicklungen im Bereich inklusiver Bildung und Teilhabe erhöht sich 

der Bedarf an Informationen nicht zuletzt vor allem für die Familien von 

Menschen mit Behinderung. Diese Informationen wurden hier 

zusammengetragen, ohne die sehr individuelle Entscheidung für den konkreten 

Bildungsweg einzelner Menschen vorauszunehmen. 

Das Netzwerk für inklusive Bildung möchte dazu beitragen, das gemeinsame 

Lernen auszubauen. Wir setzen uns für Chancengleichheit und Wahlfreiheit im 

Blick auf individuelle lebenslange Bildungswege ein. Wir verstehen diese 

Informationssammlung als einen Baustein für eine aktive Mitbestimmung von 

individuellen Bildungswegen im hier und heute. Darin erkennen wir einen Schritt 

in Richtung selbstbestimmter inklusiver Bildung. 

Tipp für die Eltern:  

Am Ende der Kapitel fassen wir für Sie wichtige Tipps zu den einzelnen Themen 

zusammen. Hier finden Sie Hinweise und Anregungen für ihre Entscheidungen 

auf einen Blick. 
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Hilfen auf dem Bildungsweg 

Gemeinsames Lernen von der Kindertagesstätte, über die Grundschule bis hin 

zur weiterführenden Schule ist Voraussetzung, um die Vorgaben der UN-

Behindertenrechtskonvention umzusetzen.  

Grundlegendes Ziel ist dabei ein Bildungsabschluss, der dem Leistungspotenzial 

jedes/jeder Schülers*in entspricht. So sollen alle Schüler*innen durch die 

individuelle Förderung in den Schulen gezielt auf das Berufsleben vorbereitet 

werden. 

Die Inklusion befindet sich zur jetzigen Zeit sowohl in Bildungs- und 

Arbeitsbereichen als auch im gesellschaftlichen Leben in einer Art 

Aufbauprozess. Solange dieser nicht abgeschlossen ist, haben Heilpädagogische 

Einrichtungen zur vorschulischen Bildung, Förderschulen und Werkstätten für 

Menschen mit Behinderung ihre Daseinsberechtigung. Sie leisten ihren Beitrag 

zur Integration beeinträchtigter Menschen, indem sie ihnen eine Entwicklung im 

geschützten Rahmen bieten. 

Die folgende Übersicht soll nochmals die Bildungseinrichtungen mit ihren 

Unterstützungs- und Hilfsmöglichkeiten darstellen. Die Hilfsangebote sind dabei 

den jeweiligen Einrichtungen zugeordnet.  

Jeder Mensch ist anders und jeder Bildungsweg ist individuell. Die Hilfen 

orientieren sich an den individuellen Bedarfen, das bedeutet, dass nicht alle 

dargestellten Hilfen für jeden Einzelnen nützlich und nötig sind. Wir beschreiben 

sowohl Hilfen die flächendeckend etablierte Bestandteile der jeweiligen 

Einrichtungen sind, sowie Hilfen, die an einigen Einrichtungen angeboten 

werden, aber auch Hilfen die auf der Grundlage der individuellen Teilhaberechte 

von Menschen mit Beeinträchtigung organisiert werden. 
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Die Entscheidungshoheit über den individuellen Bildungsweg von Kindern liegt 

bei den Eltern, sie werden dazu in den einzelnen Institutionen beraten und 

begleitet. 

Gerade in unserem ländlichen Raum sind dabei die logistischen Fragen nicht 

selten limitierende Faktoren (Fahrdienste und Schülerbeförderung werden nur 

in gewissen Umkreisen finanziert), daher erscheint es sinnvoll bei der Suche nach 

der passenden Einrichtung dies mit zu bedenken. 

Rechtsgrundlage: § § 7 Satzung des Zweckverbandes ÖPNV Vogtland über die 

Schülerbeförderung  

Neben den Hilfeformen in den einzelnen Einrichtungen ist eine gute Gestaltung 

von Übergängen auf inklusiven Bildungswegen besonders wichtig, daher haben 

wir auch dazu einige Hinweise zusammengetragen und an jeweils chronologisch 

sinnvoller Stelle eingefügt. 

Tipps für Eltern:  

 Es gibt nicht den einen allgemeinen richtigen Weg.  

 Suchen Sie nach der passenden Einrichtung und Hilfe für ihr Kind.  

 Fragen Sie beim Einrichtungsbesuch nach Unterstützung für die täglichen 

Wege zur Einrichtung. 
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1 Hilfen vor der Schule 
Die Inklusion ist hinsichtlich der Betreuung und Förderung im Vorschulalter 

bereits weitgehend umgesetzt. Die verschiedenen Formen gemeinsamer 

Förderung von Kindern mit und ohne Behinderung werden im Folgenden 

beleuchtet. 

1.1 Frühe Hilfen und Frühförderstellen 
Werden bei einem Kleinkind Beeinträchtigungen oder Einschränkungen in der 

Entwicklung festgestellt, können frühzeitig medizinische und therapeutische 

Hilfen greifen. Welche Maßnahme für das Kind zur Förderung seiner Entwicklung 

passend ist, legt die Kinderärztin, der Kinderarzt nach eingehender 

Untersuchung fest. Die Entscheidung für medizinische und/oder therapeutische 

Verordnungen erfolgt in direkter Absprache mit den Eltern und richtet sich nach 

den gegebenen Möglichkeiten vor Ort. Zu den frühen Hilfen zählen 

beispielsweise bestimmte Formen der Physiotherapie, Ergotherapie und auch 

Logopädie. 

Sogenannte Frühförderstellen vereinen verschiedene Formen therapeutischer 

und heilpädagogischer Leistungen unter einem Dach. Hier kann das Kind 

vielfältig durch verschiedene Professionen unterstützt werden. Dabei werden 

die durchzuführenden Maßnahmen der aktuellen Situation des Kindes 

entsprechend aufeinander angepasst. Im Normalfall überweist die Kinderärztin, 

der Kinderarzt die Familie an die Frühförderstelle. Diese arbeitet mit dem Kind 

und dessen Eltern im Kleinkindalter bis zur Aufnahme in eine Kindertagesstätte. 

Rechtsgrundlage: § §46 SGB IX 

Tipps für Eltern:  

 Suchen Sie Rat und Unterstützung, zum Beispiel bei Kinderärzten  

 Frühe Förderung kann Ihrem Kind helfen 

Chance: Frühförderstellen arbeiten therapeutisch und heilpädagogisch 
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1.2 Inklusion in Kindertagesstätten 

Ziel der Inklusion in einer Kindertagesstätte (KiTa) ist die Teilhabe des Kindes am 

Alltag in der Gruppe mit Gleichaltrigen. Diese individuelle Teilhabe kann durch 

verschiedene Formen der Eingliederungshilfe unterstützt werden 

Geht es um die Anmeldung eines beeinträchtigten Kindes in einer 

Kindertagesstätte, wird den Eltern empfohlen, das Konzept der betreffenden 

Kindertagesstätte sowie die Haltung der Erzieher*innen und deren mögliche 

Erfahrungen im Bereich inklusiver Betreuung zu betrachten. Nicht selten hat die 

Kindertagesstätte in unmittelbarer Nähe Erfahrungen mit der Betreuung 

förderbedürftiger Kinder, auch wenn dies vielleicht nicht so sehr nach außen 

getragen wird. 

Die Eltern sollten in jedem Fall das Gespräch mit der KiTa-Leitung suchen. Im 

persönlichen Gespräch können die persönlichen Erwartungen transparent 

gemacht und der individuelle Bedarf geklärt werden. 

Für die Betreuung in der integrativen Kindertagesstätte stehen verschiedene 

Möglichkeiten der Eingliederungshilfe zur Verfügung. Die Form der 

Eingliederungshilfe muss bei jedem Kind individuell festgelegt werden. Dafür 

haben die Eltern die Möglichkeit einer bedarfsgerechten Beratung durch die 

zuständigen Mitarbeiter*innen im Landratsamt. Diese klären den Bedarf im 

Gespräch mit den Eltern und mit der KiTa-Leitung, oft ist damit auch ein Besuch 

der Mitarbeiter in der Einrichtung verbunden.  

Die Eingliederungshilfe unterstützt die Einrichtungen bei der Umsetzung der 

individuellen Teilhaberechte des jeweiligen Kindes. So können die Betreuungs- 

und die Fördersituation als auch die Bildungsmöglichkeiten für das Kind dem 

Bedarf entsprechend angepasst werden. 

Rechtsgrundlage: § § 46 SGB IX bzw. §35a SGB VIII 
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In integrativen Kindertagesstätten sind über diese Gegebenheiten hinaus 

heilpädagogisch qualifiziertes Personal sowie besondere räumliche 

Bedingungen, wie z.B. Therapieräume gegeben. 

Tipps für Eltern:  

 Schauen Sie sich auch die Kita um die Ecke an 

 Reden Sie offen über Bedarfe und Befürchtungen 

 Bei Bedarf im Landratsamt Eingliederungshilfe zur Unterstützung von Kind 

und KiTa beantragen 

Chance: Kleine Kinder können Inklusion, wenn Erwachsene sie unterstützen  

1.3 Heilpädagogische Förderung 

Bei heilpädagogischen Gruppen oder Kindertagesstätten handelt es sich um eine 

Sonderform der vorschulischen Betreuung und Bildung. 

Heilpädagogische KiTa`s unterstützen Kinder mit Entwicklungsproblemen. Sie 

sind integrativ ausgestattet und bieten die gemeinsame Betreuung für Kinder 

mit und ohne Behinderung an. Besonderheit dieser Einrichtung ist die Betreuung 

in besonders kleinen Gruppen von höchstens fünf oder sechs Kindern. Für die 

Arbeit in den Kleingruppen sind ausgebildete Heilpädagog*innen und / oder 

Erzieher*innen mit heilpädagogischer Zusatzqualifikation zuständig. Ergänzt 

wird deren Arbeit durch die regelmäßige Behandlung durch Therapeut*innen, 

wie z.B. Ergotherapeut*innen; Logopäd*innen; Physiotherapeut*innen oder 

Psychotherapeut*innen. 

Heilpädagogische Tagesbetreuung ist auf die Bedürfnisse von Kindern mit 

besonderem Förderbedarf ausgerichtet. Sie unterstützt die Entwicklung dieser 

Kinder mit Hilfe sonderpädagogischer Maßnahmen auf Grundlage eines 

Förderplanes. Die geplanten Maßnahmen setzen dabei stets an den individuellen 
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Möglichkeiten des Kindes an. Dadurch wird es befähigt, Fertigkeiten für die 

Bewältigung des späteren Schulalltages – durchaus auch an der Regelschule – zu 

entwickeln. 

Rechtsgrundlage: § § 46 SGB IX 

Tipps für Eltern: 

 Informieren sie sich auch über spezielle heilpädagogische Angebote 

 Manchen Kindern hilft die besondere personelle und sächliche 

Ausstattung von heilpädagogischen KiTa’s und Gruppen. 

1.4 Übergang von der KiTa in die Grundschule 

Die Einschulung stellt für alle Kinder eine große Veränderung und einen Schritt 

aus ihrem gewohnten Leben dar. Für Kinder mit besonderen Hilfebedarfen und 

deren Eltern ergeben sich noch mehr Fragen im Vorfeld. 

Brauchen Kinder schon im Kindergarten Hilfen und besondere Förderung oder 

stellt sich bei der Vorschul- bzw. der Einschulungsuntersuchung die Frage nach 

Förderbedarfen, sind verschiedene Wege für Eltern und deren Kinder möglich. 

Dabei sollte sehr individuell auf das Kind, die Möglichkeiten im Umfeld, die 

unterschiedlichen schulischen Angebote und natürlich den Förderbedarf und die 

möglichen Leistungserbringer geschaut werden.  

Die letzte Entscheidung über den einzuschlagenden Bildungsweg obliegt gemäß 

§13 und 4c Sächsisches Schulgesetz den Eltern. 

Rechtsgrundlage: § §13 und 4c Sächsisches Schulgesetz 

Schon vor der Einschulung gibt es viele Dinge zu klären, damit ein Kind zu seinem 

Start in der Schule die angemessene Unterstützung erhält. Dabei wird für das 

einzelne Kind genau überlegt, welche Hilfen möglich und nützlich sind. Damit 

dies gelingt, müssen je nach individuellem Bedarf viele Beteiligte gut 
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zusammenarbeiten. Das klappt noch nicht immer gut. Daher haben wir in 

unserem Netzwerk intensiv beraten, wie es besser laufen kann. So konnten wir 

zum Beispiel eine bessere Zusammenarbeit zwischen Landratsamt und 

Landesamt für Schule und Bildung (LaSuB) anregen. 

Eine Übersicht zu den genauen Abläufen bei den maßgeblich beteiligten 

Institutionen haben wir, am Beispiel eines Kindes mit Bedarf an Schulbegleitung, 

im Netzwerk erarbeitet. Dabei wurden auch systematische Probleme 

offensichtlich, welche nun angegangen werden können. 

 

In der bildlichen Beschreibung des Übergangs von der KITA zur Grundschule 

findet man auch einen zeitlichen Ablauf der Abklärung des sonderpädagogischen 

Förderbedarfes und spezielle Tipps für Eltern. 

Dieser Ablauf soll hier nachfolgenden detailliert erläutert werden. 

Abklärung des sonderpädagogischen Förderbedarfes: 
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Die Grundschule stellt mit dem Einverständnis der Sorgeberechtigten einen der 

Antrag auf Beratung zum Förderbedarf 

Beratung durch eine / einen Sonderpädagog*in im Kindergarten, in der 

Förderschule oder in der Grundschule 

Protokoll der Beratung mit vermutlichem Förderbedarf 

Antrag auf Diagnostik mit Zustimmung der Sorgeberechtigten an LASUB 

Die Förderschule mit entsprechendem Förderschwerpunkt bekommt den 

Auftrag zur Diagnostik (z.B. durch Probebeschulung) 

Protokoll mit Ergebnis und Unterschriften 

Bescheid vom LASUB 

Ein Förderausschuss aus Eltern, Lehrer*innen, Schulleiter*in der Schule 

beschließt die Aufnahme des Kindes an der Schule 

Erst dann kann ein Hilfeplangespräch unter Beteiligung der zuständigen 

Mitarbeiter*innen des Landratsamtes erfolgen Hier werden die Inhalte der Hilfe, 

die Qualifikation der einzusetzenden Mitarbeiter*innen und der Umfang der 

Hilfe festgelegt. Auf Basis des Hilfeplangespräches erlässt das Landratsamt einen 

Bescheid. 

Hier wird deutlich, dass der zeitlich und inhaltlich anspruchsvolle Ablauf 

strukturbegingt oft massive Zeitprobleme mit sich bringt. Denn erst mit einem 

Bescheid vom Landratsamt ist es möglich, nach notwendigen Schulbegleitern zu 

suchen.  

Tipps für Eltern in der bildlichen Darstellung: 

 Regen Sie die zeitige Abklärung des sonderpädagogischen Förderbedarfs 

an, da davon auch die Bewilligung von Schulbegleitung geknüpft wird.  
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Konkret können Sie… 

… die Schulanmeldung so zeitig wie möglich durchführen (ab Anfang August). 

… das Ergebnis des Förderausschusses (Eltern sind dort beteiligt) annehmen. 

… im Prozess mitwirken, Termine wahrnehmen, eigene Vorstellungen und 

Wünsche einbringen. 

… schnellen Kontakt mit der gewünschten Schule bzw. der zuständigen 

Grundschule aufnehmen und offen die Besonderheiten des Kindes ansprechen. 

… auf einen zeitigen Antrag des Beratungsgespräches an der Förderschule 

drängen. 

Erinnern Sie daran, dass zum Förderausschuss auch die für die Schulbegleitung 

zuständigen Mitarbeiter*innen des Landratsamtes eingeladen werden. 
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Allgemein lassen sich daraus folgende Hinweise für die Eltern ableiten: 

Suchen Sie schon frühzeitig das Gespräch mit den Erzieher*innen in der KiTa. 

Oftmals können diese die Entwicklung Ihres Kindes gut einordnen und überlegen 

selbst, wie es nach der KiTa für Ihr Kind gut weiter gehen könnte. 

Wenn Sie überlegen, Ihr Kind in einer freien Schule einschulen zu lassen, nehmen 

Sie schon im 4. Lebensjahr ersten Kontakt mit der Schule auf, da die Plätze dort 

oftmals begehrt und begrenzt sind. 

Die für Ihr Kind zuständige öffentliche Schule ist immer zuerst die, Ihrer Adresse 

zugeordnete, wohnortnahe Grundschule. Suchen Sie zu dieser Schule ca. 1 Jahr 

vor Schulbeginn den Kontakt. Wenn Sie dies für Ihr Kind wollen, können Sie sich 

auch direkt an eine geeignete Förderschule wenden. 

Sprechen Sie offen über die Bedarfe Ihres Kindes und Ihre Wünsche und 

Bedenken. 

Fragen Sie bei mehreren möglichen Schulen an, ob Sie sich selbst ein Bild von der 

Arbeit vor Ort machen können. 

Im Gespräch mit der jeweiligen Schule können Sie gemeinsam abschätzen und 

klären, welche Hilfen und Unterstützung für Ihr Kind vielleicht noch zusätzlich 

gebraucht werden. Sollte dabei die Unterstützung durch eine Schulbegleitung 

erwogen werden, stellen Sie umgehend einen Antrag auf Hilfe zur 

angemessenen Schulbildung beim dafür zuständigen Landratsamt. 

Diese Hilfe wird nur in Verbindung mit einem festgestellten Förderbedarf 

gewährt, deshalb laufen diese beiden Klärungen dann parallel. Sie als Eltern 

können die Abstimmung zwischen den Ämtern unterstützen, indem Sie darauf 

hinwirken, dass das Landratsamt bei der schulischen Förderplanung schon 

frühzeitig mit einbezogen wird. 
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Die Schulbegleitung wird praktisch durch freie Träger erbracht, dabei haben Sie 

ein Wunsch- und Wahlrecht. Für die Personalplanung und –suche benötigen die 

freien Träger einen zeitlichen Vorlauf. Suchen Sie daher schon während der 

Klärung auch hier das Gespräch. 

Tipps für Eltern:  

 Suchen Sie zeitig das offene Gespräch zu Erzieher*innen 

 Schauen Sie sich mehrere Schulen an 

 Bei freien Schulen: Signalisieren Sie sehr zeitig Interesse (ca. 4. Lebensjahr)  

 Sprechen Sie offen über Fragen, Wünsche und Bedarfe 

Schulbegleitung: 

 bei sehr hohem individuellem Bedarf 

 bemühen Sie sich mit der Schule um eine frühe und zügige Klärung zu 

Förderbedarf (Schule) und Teilhabeleistung (Landratsamt)– bleiben Sie 

dran und fragen Sie nach.  

 Suchen Sie nach einem freien Träger und mit diesem nach einem 

geeigneten Mitarbeiter 

2 Hilfen in der Schule 

Im Bereich der Schule konkurriert die Inklusion stärker als im vorschulischen 

Bereich mit anderen Interessen und Ansprüchen. So steht etwa das Schulsystem 

vor erheblichen Herausforderungen die Förderung und Bildung aller 

Schüler*innen in geeigneter Weise umzusetzen. Dabei scheint es unter den 

derzeitigen Rahmenbedingungen mitunter leider zu Abwägungen zwischen 

fachlich fundierter spezifischer Förderung und Ansprüchen auf soziale Teilhabe 

und Inklusion kommen zu müssen. Dies macht die Umsetzung inklusiver Bildung 
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an Schulen zu einer besonderen, oft auch persönlich getragenen 

Herausforderung. Nach § 1 Sächsisches Schulgesetz ist Inklusion ein Ziel der 

Schulentwicklung an allen Schulen in Sachsen. 

Rechtsgrundlage: § §1 Sächsisches Schulgesetz 

Es gibt gerade im Bereich der Schule eine Vielzahl von direkten und indirekten 

Hilfen im Hinblick auf die inklusive Bildung des/der Einzelnen. Diese sowie einige 

Hinweise zum Übergang in Schule und aus Schule heraus haben wir im Folgenden 

zusammengetragen.  

2.1 Beratungslehrer*innen 

An jeder Schule gibt es Beratungslehrer*innen. Sie beraten die Eltern individuell, 

welche Unterstützung und Hilfe ihrem Kind angeboten werden kann. Dies 

geschieht in enger Zusammenarbeit mit allen Pädagog*innen der Schule. Die 

Beratungslehrer*innen kennen weitere Unterstützungssysteme und werden mit 

ihnen zusammen nach Lösungen suchen und diese finden.  

Tipp für Eltern:  

Beratungslehrer*innen kennen sich aus, sie sind auch für Ihre Anliegen da. 

2.2 Ganztagsangebote 

Ganztagsangebote gibt es an den meisten Schulen. Jede Schule organisiert diese 

Angebote eigenständig in Zusammenarbeit mit externen Partnern. 

Ganztagsangebote können auch Förderangebote beinhalten. Hier lohnt es sich, 

nach den passenden Angeboten für das jeweilige Kind zu fragen. 

Tipp für Eltern:  

Fragen Sie schon bei der Schulwahl nach den Ganztagesangeboten. 
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2.3 Nachteilsausgleich 

Nachteilsausgleich muss gemäß rechtlicher Grundlagen an jeder Schule gewährt 

werden. Beim Nachteilsausgleich handelt es sich um pädagogische Maßnahmen, 

die Chancengleichheit herstellen sollen. Diese sollen dem Schüler/ der Schülerin 

mit Förderbedarf helfen, sein/ihr Leistungspotenzial besser auszuschöpfen. Ein 

Nachteilsausgleich kommt bei individuellen Besonderheiten infrage, die auch 

durch Förderung nicht veränderbar sind. Für den Nachteilsausgleich ist von den 

Eltern ein formloser Antrag bei der Schulleitung zu stellen. Oft wird dies auch 

durch die Schule in Elterngesprächen angeregt. Maßnahmen zum 

Nachteilsausgleich müssen nach Beschluss und Dokumentation von allen 

Pädagog*innen umgesetzt werden. 

Rechtsgrundlage: § 35a Sächsisches Schulgesetz 

Tipps für Eltern:  

 Nachteilsausgleich dient der Herstellung von Chancengleichheit bei 

unveränderbaren individuellen Hindernissen 

 Nachteilsausgleich müssen Sie bei der Schule beantragen (wird oft durch 

Lehrer*innen angeregt) 

 Nachteilsausgleich muss nach Beschluss von allen Lehrer*innen gewährt 

werden 

2.4 Sonderpädagogischer Förderbedarf 

Die Beschreibung von sonderpädagogischem Förderbedarf dient der 

Koordinierung intensiver pädagogischer Unterstützung. Grundlage für die 

Festlegung eines Förderbedarfs ist eine individuelle Förderdiagnostik durch das 

Landesamt für Schule und Bildung. Einen Antrag auf Bedarfsprüfung stellen die 

Eltern auf Anregung der Schule. In Sachsen werden Förderbedarfe in folgenden 
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Entwicklungsbereichen unterschieden und beschrieben: Lernen, Sprache, 

emotionale und soziale Entwicklung, Sehen,  Hören,  körperliche und motorische 

Entwicklung, geistige Entwicklung. Der individuelle Förderbedarf kann sich dabei 

auf einen oder mehrere Entwicklungsbereiche beziehen. Auf Grundlage eines 

festgestellten Förderbedarfs wird durch die Schule ein Förderplan erstellt, der 

die Maßnahmen zur individuellen pädagogischen Förderung beschreibt und die 

Ziele festlegt.  

Rechtsgrundlage: § §4c Sächsisches Schulgesetz 

Tipps für Eltern:  

 Förderbedarf dient der bedarfsgerechten Unterstützung 

 Die konkrete Planung der Förderung erfolgt gemeinsam, dabei sind auch 

Sie einzubeziehen, Lesen und prüfen Sie die Förderpläne. 

2.5 Förderpädagogik 

Förderpädagog*innen sind ausgebildete Fachleute für besondere 

Unterstützungsbedarfe im Bildungsprozess. Sie stehen jeder Schule beratend zur 

Seite. Förderpädagog*innen unterstützen die Lehrer*innen vor Ort methodisch 

beratend und praktisch, damit der individuelle Bildungsprozess gelingt. 

Angestammt und primär arbeiten Förderpädagog*innen als Fachkräfte an 

Förderschulen. Förderschulen erfüllen auch eine Beratungsfunktion. 

Förderschulen bieten den Vorteil, dass sie mit einer auf die entsprechenden 

Förderbedarfe speziell abgestimmten personellen und sächlichen Ausstattung 

arbeiten können. 

Rechtsgrundlage: § §13 Sächsisches Schulgesetz 
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Tipp für Eltern:  

 Ihr Kind hat Anspruch auf eine spezialisierte pädagogische Förderung. 

 Bestehen Sie auch bei inklusiver Beschulung auf eine regelmäßige 

förderpädagogische Beratung und Unterstützung der Lehrkräfte vor Ort. 

2.6 Inklusionsbeauftragte Lehrer*innen 

An jeder Schule gibt es inklusionsbeauftragte Lehrer*innen. Sie unterstützen 

Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in zugeteilten 

Inklusionsstunden. Diese Hilfe erfolgt in enger Absprache mit den 

Förderpädagog*innen der jeweiligen Förderschule, den Eltern und 

Fachlehrer*innen.  

Grundlage für die regelmäßige Unterstützung durch inklusionsbeauftragte 

Lehrer*innen ist ein festgestellter sonderpädagogischer Förderbedarf. Gemäß 

des Gutachtens zum sonderpädagogischen Förderbedarf werden der Schule 

dann Inklusionsstunden zugewiesen. In diesen Stunden setzt in der Regel der/die 

inklusionsbeauftragte Lehrer*in konkrete Maßnahmen des Förderplans um.  

Inklusionsbeauftragte Lehrer*innen der Schule kümmern sich außerdem um die 

Antragstellung und Beratung zur Abgrenzung eines sonderpädagogischen 

Förderbedarfs in Zusammenarbeit mit der jeweiligen Förderschule. 

Tipp für Eltern:  

 Ihr Kind hat Anspruch auf eine gute Unterstützung, achten Sie auf die 

Durchführung der Inklusionsstunden. 

 Nutzen Sie den/die Inklusionsbeauftragten als Ansprechpartner*in vor Ort  



21 
 

2.7 Schulsozialarbeit 

An jeder Oberschule sind Schulsozialarbeiter*innen tätig. Zunehmend werden 

sie auch an Grundschulen und Gymnasien eingesetzt.  

Bei der Schulsozialarbeit handelt es sich um ein offenes und kostenloses 

Beratungsangebot. Schulsozialarbeiter*innen stehen allen Schüler*innen der 

Schule als Ansprechpartner*in zur Verfügung. Sie sind zur Verschwiegenheit 

verpflichtet und gehen mit den Themen, die besprochen werden, vertraulich um. 

Die Schulsozialarbeit kann bei Bedarf auch zwischen dem/der betreffenden 

Schüler*in und der Schulleitung, den Lehrer*innen, den Eltern und auch 

externen Hilfen (wie z.B. der Familienberatungsstelle) vermitteln. 

Die Schulsozialarbeiter*innen führen vor Ort Projekte z.B. zur Suchtprävention 

oder zur Vermeidung von Mobbing in Klassen durch und organisieren die 

Ausbildung der „Friedensstifter“ zur Streitschlichtung durch Schüler*innen. 

Tipps für Eltern: 

 Schulsozialarbeit ist ein Angebot für alle Schüler einer Schule 

 Schulsozialarbeit arbeitet vertraulich und vermittelt bei Problemen 

2.8 Inklusionsassistenz 

An einigen Schulen gibt es Inklusionsassistent*innen. Sie unterstützen 

Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf und 

Teilleistungsstörungen besonders in Bezug auf Lernen, in enger Abstimmung mit 

den Lehrer*innen. Darüber hinaus wirken Inklusionsassistent*innen präventiv 

der Entstehung von sonderpädagogischem Förderbedarf entgegen. Sie sind 

vorrangig im Unterricht tätig und unterstützen hier die jeweilige Lehrkraft. 

Die individuelle Förderung von Schüler*innen im Unterricht erfolgt nach 

unmittelbarer Absprache mit den Eltern bzw. Sorgeberechtigten. Die Teilnahme 
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am Projekt „Inklusionsassistenz“ kann durch Lehrkräfte, Schulleitung sowie 

Eltern und Sorgeberechtigte angeregt werden. 

Tipps für Eltern: 

 Inklusionsassistent*innen gibt es bislang nur an einigen Schulen 

 Inklusionsassistenz kann punktuell, individuell und präventiv 

Unterstützung leisten 

 Fragen Sie schon bei der Schulwahl danach. 

2.9 Schulassistenz 

An wenigen Grundschulen gibt es Schulassistent*innen. Sie wirken bei der 

Umsetzung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule mit, indem sie die 

Lehrkräfte beim Unterrichten, Erziehen, Beraten, Betreuen und Fördern der 

Schüler*innen unterstützen und von außerunterrichtlichen Tätigkeiten 

entlasten. Prägende Tätigkeit der Schulassistent*innen ist die Unterstützung der 

Lehrkräfte im Unterricht, wie beispielsweise im Rahmen der Einzel- und 

Gruppenbetreuung oder der Wegebegleitung. Sie begleiten Schüler*innen im 

Unterricht bspw. bei „Teilleistungsstörungen“, bei „differenziertem Lernen“ und 

anderen pädagogischen Vorhaben. 

Die Aufgaben der Schulassistent*innen unterscheiden sich nach Schulart, 

Schulgröße, Sozialstrukturen und Personalstand. Schulassistent*innen können 

beispielsweise folgende weitere Aufgaben nach Abstimmung und Anleitung mit 

der zuständigen Lehrkraft und der Schulleitung erfüllen: 

Hausaufgabenbetreuung, Betreuung von Förderangeboten, Aufsichtsführung, 

Begleitung von Klassen im gesamten Tagesablauf, sowie bei Klassen- und 

Tagesausflügen, Ansprechpartner für Schüler*innen, Unterstützung der 

Lehrkräfte bei der Elternarbeit und der Abstimmung mit externen Hilfen 
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(Jugendamt etc.), Erledigung organisatorischer Aufgaben, z.B. Prüfung der 

Anwesenheit, Dokumentation und Protokollführung. 

Tipps für Eltern: 

 Schulassistenz gibt es bislang nur an wenigen Grundschulen 

 Schulassistenz unterstützt und entlastet Schule und Lehrer*innen 

strukturell und ist keine individuelle Hilfe 

2.10 Schulbegleitung 

Schulbegleitung2 ist eine individuelle Hilfe zur Teilhabe, die auf Antrag beim 

Träger der Eingliederungshilfe (Landratsamt) an jeder Schulform eingesetzt 

werden kann. Eine wesentliche Voraussetzung ist ein festgestellter 

sonderpädagogischer Förderbedarf. Schulbegleitung dient zur Unterstützung, 

Übernahme und/oder Anleitung der Aktivitäten, die notwendig sind, um am 

Unterricht teilzunehmen, wenn diese beeinträchtigungsbedingt nur wenig oder 

gar nicht ausgeführt werden können und alle anderen Maßnahmen diesen 

Bedarf nicht geeignet abdecken können. Die Schulbegleitung wird durch externe 

Mitarbeiter freier Träger umgesetzt. Bei der Wahl der Leistungserbringer haben 

Eltern ein Wunsch- und Wahlrecht. 

Rechtsgrundlage: § SGB IX Teil 2 § 112 bzw. SGB VIII §35a 

  

                                                
2 Schulbegleitung ist begrifflich nicht genau festgelegt, da durch die in 2.9 beschriebene neue Leistung innerhalb 
der Schule der Begriff Schulassistenz jedoch anders belegt wird, wenden wir für die individuelle Hilfe zur 
angemessenen Schulbildung hier den Begriff der Schulbegleitung einheitlich an, obwohl der Begriff 
Schulassistenz für die gleiche Leistung noch weit verbreitet ist. 
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Tipps für Eltern: 

 Schulbegleitung ist eine individuelle Hilfe und muss beim Landratsamt 

beantragt werden 

 Schulbegleitung umfasst alle nötigen und nicht anderweitig 

abzudeckenden Maßnahmen um eine individuell angemessene 

Schulbildung zu ermöglichen 

 Schulbegleitung erfolgt häufig in einer direkten 1: 1 Betreuung (kann aber, 

wo das möglich ist, auch mit der Schulbegleitung für andere 

Leistungsberechtigte verknüpft werden) 

 Den Leistungserbringer (freier Träger) wählen Sie als Eltern selbst. 

2.11 Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule 

Als Grundlage für die Aufnahme von Schüler*innen mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf an weiterführenden Schulen ist die UN-

Behindertenrechtskonvention zu nennen. 

Rechtsgrundlage: § Artikel 24 UN-BRK 

Zur Umsetzung des Artikels 24 der UN-BRK fordert der Freistaat Sachsen von 

Oberschulen und Gymnasien die intensive Förderung jeder / jedes Schülers*in 

entsprechend ihrer / seiner persönlichen Voraussetzungen. Im gemeinsamen 

Lernen werden Schüler*innen mit und ohne Behinderung auf das spätere Berufs- 

und Arbeitsleben vorbereitet. 

Nach Verabschiedung des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Schulwesens im 

Freistaat Sachsen vom 26.04.2017 ist nunmehr auch an Oberschulen die 

lernzieldifferente Unterrichtung von Schüler*innen mit Förderschwerpunkt 

Lernen bzw. geistiger Entwicklung möglich. 
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Durch §4c des Sächsischen Schulgesetzes ist die inklusive Beschulung von 

Schüler*innen mit sonderpädagogischen Förderbedarf an Oberschulen und 

Gymnasien möglich. Die Eltern können sich für die Anmeldung ihres Kindes mit 

Behinderung an einer weiterführenden Schule entscheiden. Daraufhin prüft die 

Schulleitung, ob die Aufnahme der /des  Schülers*in an der Schule möglich ist. 

Voraussetzung dafür ist, dass die für die inklusive Beschulung notwendigen 

organisatorischen, personellen und sächlichen Bedingungen gegeben sind. Bei 

der Entscheidung über die Aufnahme der / des Schülers*in mit Behinderung 

berücksichtigt der/die Schulleiter*in die Entscheidung im Kooperationsverbund 

der allgemeinbildenden Schulen. 

Rechtsgrundlage: § §4c Sächsisches Schulgesetz 

Bei Aufnahme einer / eines Schülers*in mit sonderpädagogischen Förderbedarf 

an einer Oberschule oder auch einem Gymnasium sollte idealerweise eine 

Absprache zwischen den Schulleitungen der bisher unterrichtenden 

Grundschule und der weiterführenden Schule erfolgen. 

Mit Erlaubnis der Eltern kann die Grundschule Dokumente zur Darstellung des 

Entwicklungsstandes der / des Schülers*in weiter geben. Dies sind zum Beispiel 

Fördergutachten und Förderpläne sowie Entwicklungsberichte. Zudem haben 

die Schulleitung und evtl. auch die / der zukünftige Klassenlehrer*in dann die 

Möglichkeit, im Vorfeld im Unterricht an der Grundschule zu hospitieren. 

Die Schulleitung der weiterführenden Schule prüft die räumlichen Bedingungen 

und das Vorhandensein notwendiger Ausstattung. Sie kann daraufhin 

gegebenenfalls Änderungen und Erweiterungen beantragen. Erforderliche 

Hilfsmittel und Lehrmittel sollten bereitgestellt werden. 

In Vorbereitung des kommenden Schuljahres werden die individuellen 

Bedürfnisse der Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf bei 
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Festlegung der Klassenstärke und Klassenzusammensetzung besonders 

berücksichtigt. Die / der Klassenlehrer*in sollte nach reiflicher Überlegung und 

Absprache im Lehrerkollegium bestimmt werden. Durch die Aufnahme von 

Schüler*innen mit Behinderung werden der Schule Inklusionsstunden 

zugewiesen, die wohl überlegt entsprechenden Lehrkräften zugeordnet werden 

müssen. 

 

  

FöS = Förderschule

Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule*

in Klasse 4

Oktober / 

November 
Januar / Februar

OS = OberschuleGym = 

Gymnasium

April / Mai

an der 

Grundschule:            

Vorbereitung 

der Formulare 

zur Änderung 

der inklusiven 

Unterrichtung, 

vorbereitende 

Gespräche 

zwischen 

Grundschule-

FöS-OS/Gym-

Eltern,              

Hospitation                  

durch OS/Gym

einzelfall-

bezogen: 

Antrag der 

Eltern zur 

Fortführung 

von 

Leistungen 

der Einglie-

derungs-

hilfe

März

Anmeldung 

des Kindes 

an der 

weiter-

führenden 

Schule 

durch die 

Eltern            

bzw. 

Anfrage 

beim 

Schulamt zu 

geeigneter 

Schule

* bei inklusiver Beschulung an der Grundschule                       

nach sonderpädagogischem Förderbedarf

an der 

Grundschule:                      

Prüfung des         

Sonderpäda-

gogischen 

Förderbedarfs, 

Bildungs-

beratung,   

Bildungs-

empfehlung                            

für OS, Gym 

oder FöS

an der 

Grundschule:                     

Meldung 

möglicher 

inklusiv zu 

unterrichtender 

Schüler an 

weiterführenden 

Schulen                                                       

(mit 

Einverständnis        

der Eltern)

an der weiter 

führenden 

Schule 

(OS/Gym): 

Entscheidung 

des 

Schulleiters                 

über die 

Aufnahme                          

- nach 

Abstimmung     

im 

Kooperations-

verbund
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Tipps für Eltern: 

 Halten Sie ab dem 3. Schuljahr Ausschau nach einer geeigneten 

weiterführenden Schule 

 Unterstützen Sie den Übergang durch offene Gespräche und die 

Zustimmung zur Übergabe von Dokumenten zur bisherigen Unterstützung 

in der Grundschule 

 Versuchen Sie Kontakt zu möglichen künftigen Klassen- und 

Fachlehrer*innen aufzubauen 

Mitunter werden bei einzelnen Schülern*innen nach Schuljahresbeginn an der 

weiterführenden Schule Auffälligkeiten im Lern- und/oder Sozialverhalten 

beobachtet. Zudem kann im Einzelfall ein erhöhter Bedarf an individueller 

Unterstützung und Förderung notwendig werden.  

Mögliche Gründe hierfür könnten die unbekannte Klassenzusammensetzung 

und neue Schulstrukturen sein, mit den sich die / der Schüler*in auseinander 

setzen muss. Bisweilen ergeben sich persönliche Schwierigkeiten im Umgang mit 

den neuen Mitschüler*innen oder in der Orientierung im anderen Schulalltag. 

Bei einigen Schüler*innen werden jetzt persönliche Grenzen im Verstehen und 

Erledigen von Aufgaben sichtbar. 

Sehen die Lehrer*innen Auffälligkeiten, können sie in Absprache mit der 

Schulleitung bei der zuständigen Förderschule einen Antrag auf Beratung bzw. 

auf Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs stellen. Die Eltern 

selbst können ebenfalls einen entsprechenden Antrag beim Landesamt für 

Schule und Bildung stellen. 

Den auf den Antrag folgenden Ablauf und das Vorgehen der einzelnen Bereiche 

soll das folgende Schema darstellen. Es handelt sich dabei um eine 
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chronologische Anordnung der einzelnen Schritte bis hin zur inklusiven 

Beschulung. Auch hier gilt, dass es im Einzelfall Abweichungen und 

Unterbrechungen geben kann. 

 

Tipp für Eltern: 

 Übergänge sind Herausforderungen und Entwicklungschancen für Ihr Kind 

 Verfolgen Sie gerade in Klasse 5 und 6 aktiv die Entwicklung  

 Suchen Sie das Gespräch mit Lehrerinnen und Lehrern, bei Bedarf werden 

diese eine Neubewertung des Förderbedarfs anregen.  

  

bei inklusiver Beschulung:  Klassenkonferenz an OS/Gym; Zuweisung von Inklusivstunden; 

Förderplanerstellung u. -fortschreibung; regelmäßige Absprachen zwischen Fachlehrern und 

Förderpädagogen; ggf. Hilfsmittel bereitstellen; Unterstützungsmöglichkeiten (z.B. Schulbegleiter, 

Inklusionsassistent, Stützmaßnahmen... ) erfassen und hinzuziehen

Vorgehen bei erkennbarem Förderbedarf                     

an der weiterführenden Schule

Hospitation und 

Beratung durch 

die FöS = 

Beratungs-

protokoll

Antrag auf 

Festellung des 

Sonderpäda-

gogischen 

Förderbedarfs

Diagnostik                     

durch Beobachtung, 

Gespräche,             

ggf. probeweise 

Unterrichtung            

an der FöS

bis November

Antrag auf 

Beratung an die 

zuständige FöS

OS = OberschuleGym = 

Gymnasium

FöS = Förderschule

Förderaus-

schuss an der 

FöS zur 

Ermittlung des 

Förderbedarfs

Inklusive Beschulung an der weiterführenden Schule

Elterngespräch Schulamt beauftragt 

FöS mit Diagnostik

Fördergut-

achten mit 

Vorschlägen 

für Fördermaß-

nahmen

Förderbescheid 

mit 

Schulfestlegung 

durch das 

Schulamt

Entscheidung 

über inklusive 

Beschulung      

an OS/Gym
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2.12 Praxisberatung an Oberschulen  

Für Schüler*innen der Klassen 7 und 8 sind an fast allen vogtländischen 

Oberschulen geschulte Praxisberater*innen eingesetzt. Ihre Aufgabe ist es, den 

Jugendlichen Unterstützung zur zielgerichteten individuellen Entwicklung und 

Berufsorientierung zu geben. Durch ein Potenzialanalyseverfahren werden 

individuelle Stärken und Fähigkeiten der Schüler*innen festgestellt. Im Ergebnis 

wird ein individueller Entwicklungsplan erstellt, der die Maßnahmen und 

Angebote enthält, die die/den Jugendliche*n bei ihrer/seiner beruflichen 

Orientierung unterstützen sollen. Dieser Entwicklungsplan wird mit den 

Jugendlichen, den Eltern und den Klassenlehrer*innen besprochen und über 

zwei Schuljahre fortgeschrieben. Der Entwicklungsplan als Ergebnis der 

Praxisberatung wird den Beratungsfachkräften der Agentur für Arbeit als 

Grundlage für die individuelle Berufsberatung am Ende der individuellen 

Förderung zur Verfügung gestellt.  

Darüber hinaus bietet der/die Praxisberater*in abgestimmte und ergänzende 

Berufsorientierung in den Klassen 7 und 8 an und übernimmt die Koordinierung 

und Abstimmung von Angeboten weiterer Einrichtungen in enger 

Zusammenarbeit mit der Schulleitung und der Agentur für Arbeit. 3 

Tipp für Eltern: 

 Nutzen Sie das Angebot der Praxisberatung aktiv, um mit Ihrem Kind Ideen 

für dessen berufliche Zukunft zu entwickeln 

  

                                                
3 https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/28175 
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2.13 Berufseinstiegsbegleitung 

An einigen Oberschulen sowie an allen Schulen mit dem Förderschwerpunkt 

Lernen sind im Vogtland Berufseinstiegsbegleiter*innen eingesetzt. An den 

Oberschulen werden insbesondere die abschlussgefährdeten Schüler*innen 

motiviert und unterstützt, um einen Schulabschluss zu erlangen und den 

Übergang von der Schule in den Beruf zu meistern. Gezielt wird Schüler*innen 

mit sonderpädagogischem sowie mit pädagogischem Förderbedarf bei der 

Berufsorientierung geholfen. Die Unterstützung beginnt ab Klasse 9 nach 

Absprache mit den Lehrer*innen, dem/der Berufsberater*in der Agentur für 

Arbeit und dem/der Praxisberater* in der Schule. Sie umfasst die Hilfe bei der 

Ausbildungsplatzsuche und der Bewerbung. Berufseinstiegsbegleitung erfolgt in 

der Regel bis zum Erreichen eines entsprechenden Schulabschlusses, wobei 

dieser auch an einer berufsbildenden Schule abgelegt werden kann. Die 

Unterstützung kann bis in die Zeit der Berufsausbildung weiter laufen, siehe auch 

3.2. 

Tipp für Eltern: 

 Berufseinstiegsbegleitung ist ein individuelles Beratungs- und 

Unterstützungsangebot 

 Nutzen Sie diese individuelle Möglichkeit um Fragen, Barrieren und 

Herausforderungen auf dem Weg zur Berufsbildung zu klären 

 Berufseinstiegsbegleitung gibt es an der Schule Ihres Kindes nicht? 

Wenden Sie sich an die Praxisberater*innen an der Schule oder direkt an 

die Agentur für Arbeit4 

                                                
4 https://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/a804-berufseinstiegsbegleitung.html 
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3 Hilfen nach der Schule 

Auch nach der Schule ist inklusive Bildung gemäß den individuellen Stärken und 

Bedarfen der/des Einzelnen sowohl ein anerkennungswürdiges Anrecht als auch 

eine gesellschaftliche Herausforderung. Hier befinden wir uns als Gesellschaft 

ebenfalls in einem Prozess hin zu einer inklusiven Bildung. 

Ein gesellschaftlich gewichtiger Schwerpunkt der Hilfen ist dabei auf die 

berufliche Bildung ausgerichtet. Hier tritt nach der Schule dann die Agentur für 

Arbeit als zentrale Institution zur Koordinierung von Hilfen und Bedarfen in 

Erscheinung. Die Agentur für Arbeit und deren Mitarbeiter*innen verfolgen 

dabei den Grundsatz der individuellen Förderung während der 

Berufsausbildung. 

Das Ziel ist ein berufsqualifizierender Abschluss in einem anerkannten 

Ausbildungsberuf und die Integration in die Berufs- und Arbeitswelt. 

Die dafür wichtigsten Unterstützungsmaßnahmen sind: 

 Information von Unternehmen über bestehende 

Unterstützungsmöglichkeiten und damit Verbesserung des Zugangs 

behinderter Jugendlicher zu betrieblicher Ausbildung 

 besondere Möglichkeiten beruflicher Erstausbildung über IHK und HWK 

 Vorbereitung auf die Berufsausbildung über Maßnahmen der Agentur für 

Arbeit 

 erforderliche sonderpädagogische Förderung und die notwendigen 

materiellen Voraussetzungen über die gesamte Ausbildungszeit 

 unterrichtliche Begleitung sowie zusätzliche und/oder spezifische Hilfen 

 außerunterrichtliche Förderangebote 
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 Das Nachholen von Haupt- bzw. Realschulabschluss (je nach 

Bildungsstand) 

 entsprechende Ausbildungsregelungen und Prüfungskonzepte, -

methoden und –verfahren je nach Art und Schwere der Behinderung 

Sollte die Erreichung eines berufsqualifizierender Abschluss als nicht 

anstrebenswert erscheinen, oder nach der Begutachtung nicht möglich sein, gibt 

es auch Möglichkeiten der berufliche Bildung im Berufsbildungsbereich der 

Werkstatt für behinderte Menschen.  

Tipps für Eltern: 

 Geben Sie behinderungsbedingte Probleme schnell und schon präventiv 

an die Reha- Fachkräfte der Agentur für Arbeit weiter. Individuell 

Unterstützungsmöglichkeiten bedürfen etwas zeitlichen Vorlauf 

 Auch für die berufliche oder höhere schulische Bildung und auch zur 

Unterstützung eines Studiums können Sie Teilhabeleistungen im 

Vogtlandkreis beantragen. Lassen Sie sich dort schon mindestens 6 

Monate vor Beginn beraten. 

Rechtsgrundlage: §  § 112 SGB IX  
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3.1 Verbesserung der Ausbildungschancen durch höhere 

Schulabschlüsse 

Ist der Schulabschluss nicht so gelungen wie erwartet oder liegt noch keine 

Ausbildungsreife vor, können schulische Maßnahmen zur Berufsvorbereitung an 

Berufsschulzentren absolviert werden. Im Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) können 

Abgänger allgemeinbildender Schulen einen dem Hauptschulabschluss 

entsprechenden Bildungsstand erreichen. Dieser verbessert die Chancen für die 

Aufnahme eines Ausbildungsverhältnisses. Jugendliche mit einem 

Schulabschluss können das erste Jahr der Berufsausbildung auch als berufliche 

Grundbildung im Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) absolvieren. Mit beiden 

Maßnahmen wird die Berufsschulpflicht erfüllt. 

Berufsvorbereitende Maßnahmen der Agentur für Arbeit (BvB) sind nachrangig 

gegenüber schulischen Maßnahmen der Berufsvorbereitung, können jedoch 

behinderungsbedingt eine weitere Alternative darstellen. 

Nach dem Erwerb eines guten Realschulabschlusses besteht die Möglichkeit, an 

einer Fachoberschule innerhalb von zwei Jahren die Fachhochschulreife zu 

erwerben. Diese berechtigt bundesweit zum Studium an einer Fachhochschule. 

Am Beruflichen Gymnasium erwirbt man innerhalb von drei Jahren die 

allgemeine Hochschulreife für ein Studium an jeder Universität, Hochschule oder 

Fachhochschule. Ein Aufnahmeantrag muss bis 31. März des Jahres gestellt 

werden, an dem mit der weiterführenden Schule begonnen werden soll. 

Zur Überbrückung zwischen Schule bzw. Ausbildung/Studium gibt es neben 

Freiwilligendiensten, Au-pair, Praktika und Job im Ausland auch die 

Einstiegsqualifizierung, den Bundesfreiwilligendienst und den Freiwilligen 

Wehrdienst. 
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Tipps für Eltern: 

 Nutzen Sie die berufsvorbereitenden Möglichkeiten, wenn ihrem Kind 

keine bzw. noch keine Ausbildungsreife attestiert wird beziehungsweise, 

wenn Sie oder ihr Kind Angst haben, die Anforderungen einer 

Berufsausbildung erfüllen zu können. 

 Geben Sie ihrem Kind die Zeit sich weiter zu entwickeln. 

 Informieren Sie sich möglichst auch vor Ort, bei den verschiedenen 

Anbietern von BVJ, BGJ und  BvB über Ausstattung, Schwerpunkte und 

Konzepte. 

 Nutzen Sie die Unterstützung  der Reha-Beratung der Agentur für Arbeit(s. 

3.3). 

3.2 Berufseinstiegsbegleiter*innen 

Wie schon unter 2.11. beschrieben, bieten die Berufseinstiegsbegleite*innen 

eine wichtige Unterstützung beim Übergang von Schule in das Berufsleben. 

In der ersten Zeit der Berufsausbildung erfolgt eine weitere Begleitung und 

Unterstützung.  Die Berufseinstiegsbegleiter*innen halten engen Kontakt zu 

allen Akteur*innen - nicht nur zu den Jugendlichen und deren Eltern, sondern 

auch zur Schule bzw. Berufsschule, zur Berufsberatung und zum 

Ausbildungsbetrieb. Sie wissen, welche weiteren Unterstützungsangebote es 

gibt und vermitteln und organisieren im Bedarfsfall solche Angebote für die 

Jugendlichen.5 

  

                                                
5 https://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/a804-berufseinstiegsbegleitung.html 
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Tipps an Eltern und Auszubildende: 

 Hatten Sie bzw. ihr Kind schon in der Schule eine 

Berufseinstiegsbegleitung, wäre es sehr wünschenswert, wenn diese auch 

zum Start der beruflichen Bildung weiter geführt werden könnte. Fragen 

Sie zeitig nach.  

 Wünschenswert wäre hier die Begleitung durch die schon von Schule 

vertraute Person. Oft gelingt dies nur mit einem personellen Wechsel. 

Versuchen Sie bei einer Übergabe offen und unterstützend mitzuwirken. 

3.3. Beratungsfachkräfte der Agentur für Arbeit 

Die Berufsberater*innen der Agentur für Arbeit sind regelmäßig als 

Ansprechpartner der Jugendlichen an den Schulen vor Ort tätig. Sie bieten 

Veranstaltungen zur beruflichen Orientierung, Sprechstunden und individuelle 

Beratungen an. Während einer Berufseinstiegsbegleitung oder der 

Praxisberatung laufen bei der Berufsberatung alle Informationen zusammen. 

Schwerpunkte bilden die berufliche Orientierung zur Unterstützung bei der 

Berufs- und Studienwahl, der Erwerb der hierfür erforderlichen Kompetenzen 

sowie die Vermittlung in betriebliche und überbetriebliche Ausbildungsplätze. 

Ferner erfolgt eine finanzielle Unterstützung mit Bewerbungs- und Reisekosten 

zur Vorstellung beim künftigen Ausbildungsbetrieb sowie durch Leistungen zum 

Lebensunterhalt während einer Berufsvorbereitung oder Ausbildung. 

Beratungsfachkräfte für berufliche Rehabilitation und Teilhabe (BFK 

Reha/TH)/Rehaberater*innen sind die Experten für die Orientierung, Beratung 

und Förderung von inklusiv beschulten Jugendlichen und werden auf Wunsch 

der Schüler*innen und deren Eltern hinzugezogen, um über weitere 

Unterstützungsleistungen beim Übergang Schule-Beruf zu beraten.  
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Tipps für Eltern: 

 Nehmen Sie frühzeitig die Beratung in Anspruch, um eine Übersicht über 

mögliche Unterstützungsleistungen zu erhalten. So unterstützen Sie einen 

optimalen Start in das Berufsleben.  

 An allen Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen und geistige 

Entwicklung sind Beratungsfachkräfte regelmäßig vor Ort und bieten 

berufliche Orientierung und individuelle Beratungen an. 

 Jugendliche und Eltern aus inklusiven Beschulungen oder mit neuen bzw. 

nicht registrierten behinderungsbedingten Problemen in Richtung 

Berufsausbildung sollten unbedingt in der Berufsberatung offen darüber 

informieren. Wichtig ist es, möglichst schon präventiv Unterstützung zu 

organisieren.6 

 

3.4 Unterstützung in der Berufsausbildung 

Die Agentur für Arbeit bietet vielseitige Unterstützung und Beratung zur 

Vorbereitung auf und innerhalb einer Berufsausbildung.  

Der Berufsstart für junge Menschen mit Behinderungen kann oft nur mit 

Unterstützungen bewältigt werden. Deshalb ist es wünschenswert, diese 

Schüler*innen in einer Klasse frühzeitig zu erkennen und über ihren Anspruch 

auf Förderung zu informieren. Die Inanspruchnahme ist freiwillig. Individuell auf 

den Einzelfall bezogen werden die Rehaberater*innen (BFK Reha/TH) 

gemeinsam mit dem Jugendlichen und seinen Eltern, passgenaue Möglichkeiten 

für die berufliche Integration erarbeiten und umsetzen. Diese sollen  an den 

Wünschen, Interessen und Fähigkeiten des Jugendlichen ausgerichtet sein. Die 

                                                
6 https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/plauen/startseite 
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Unterbreitung von Vermittlungsvorschlägen für Ausbildungsstellen in Voll- und 

theoriereduzierte Berufe entsprechend der Eignung gehört ebenfalls zum 

Dienstleistungsangebot der Agentur für Arbeit. 

Nach dem Motto „So normal wie möglich, so speziell wie nötig“ werden 

verschiedene Förderleistungen vor, während und nach der Ausbildung bzw. 

Integration in Beschäftigung angeboten: 

 Arbeitserprobung/Eignungsabklärung im Rahmen des 

Berufswahlprozesses 

 Ausbildungsbegleitende Hilfen während einer betrieblichen Ausbildung 

zur Sicherung eines erfolgreichen Abschlusses (Stützunterricht, 

sozialpädogogische Begleitung) 

 Begleitete betriebliche Ausbildung zur Sicherung des Ausbildungserfolges 

(Stütz- und Förderunterricht, sozialpädagogische Begleitung, 

Unterstützung bei Übergang in Beschäftigung und Nachbetreuung)  

 Ausbildungszuschüsse für Arbeitgeber bei Ausbildung eines/einer 

behinderten oder schwerbehinderten Jugendlichen  

 Arbeitsassistenz zur Unterstützung am Ausbildungs-/Arbeitsplatz zur 

behinderungsbedingten Unterstützung außerhalb der Kernaufgaben 

 Erstellung der Bescheide für theoriereduzierte Ausbildungen zur Vorlage 

bei den Kammern  

 Technische Arbeitshilfen und Hilfsmittel, die wegen der Art und Schwere 

der Behinderung zur Ausübung einer Ausbildung oder Beschäftigung 

erforderlich sind. 
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 Förderung der Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen als 

wohnortnahes Angebot oder in Berufsbildungswerken aufgrund Art und 

Schwere der Behinderung mit begleitenden Diensten 

 Individuelle berufliche Qualifizierung im Rahmen der Unterstützten 

Beschäftigung für eine behinderungsgerechte Integration 

 Diagnose der Arbeitsfähigkeit besonders betroffener behinderter 

Menschen zur Abgrenzung zwischen Werkstatt für behinderte Menschen 

(WfbM) und ersten Arbeitsmarkt 

 Leistungen der Kraftfahrzeughilfe oder Beförderungsdienst, wenn 

behinderungsbedingt keine öffentlichen Verkehrsmittel genutzt werden 

können 

 Leistungen aus dem Vermittlungsbudget für Bewerbung und Reisekosten 

zur Vorstellung 

 Probebeschäftigung für behinderte und schwerbehinderte Menschen 

 Eingliederungszuschüsse für behinderte, schwerbehinderte und 

besonders betroffene schwerbehinderte Menschen bei Arbeitsaufnahme 

(zum Teil auch im Anschluss an eine Ausbildung)7 

Die Gewährung von einem Nachteilsausgleich während einer Ausbildung ist bei 

der zuständigen Kammer zu beantragen. Inklusionsberater der IHK und HWK 

unterstützen dabei die Arbeitgeber. 

  

                                                
7 Weiterführende Information zu finden unter https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/plauen/startseite 
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Tipps für Eltern und Auszubildende: 

 Melden Sie zeitig und ohne Angst Unterstützungsbedarfe an. 

 Sprechen Sie auch bei einem Bewerbungsgespräch offen über 

behinderungsbedingte Bedarfe. Eine Benachteiligung bei der 

Ausbildungsplatzvergabe darf auf Grund der Behinderung nicht erfolgen. 

Der zukünftige Ausbilder sollte aber schon früh über Förderbedarfe und – 

möglichkeiten informiert werden. 

 Inklusionsbetriebe haben das Ziel, Menschen mit Behinderung berufliche 

Chancen zu geben. Informieren Sie sich auch dort zu 

Ausbildungsmöglichkeiten. 

3.5 Theoriereduzierte Ausbildung 

Besonders für Schüler*innen mit Behinderung im Förderschwerpunkt Lernen, 

aber aus verschiedenen Gründen oft auch für Schüler*innen anderer 

Förderschwerpunkte, sind die vielfältigen Anforderungen eine Berufsausbildung 

ein zu hoch gestecktes Ziel. 

Das heißt aber nicht, dass die Anforderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt 

perspektivisch nicht erfüllt werden können, weil praktische Arbeiten sicher, 

zuverlässig und nicht zuletzt gerne erfüllt werden. Hier bietet sich die 

Absolvierung einer theoriereduzierten Ausbildung an. Nach dem 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) gibt es in über 60 Berufsrichtungen die Möglichkeit 

einer solchen Ausbildung, die meist zum Abschluss als Fachpraktiker oder 

(früher) Werker führt.  

Mit der erfolgreich abgeschlossenen theoriereduzierten Ausbildung besteht 

darüber hinaus auch die Möglichkeit, eine Berufsausbildung anzuschließen. 
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Der Bescheid zur Eignung für eine theoriereduzierte Ausbildung wird von der 

Agentur für Arbeit erstellt. Diesen legt man dann den für den jeweiligen 

Ausbildungsberuf zuständigen Kammern vor. In den Kammern zum Beispiel der 

Handwerkskammer oder der Industrie- und Handelskammer haben die 

Ausbildungsberater*innen auch eine Übersicht zu den betrieblichen und 

überbetrieblichen Ausbildungsangeboten im Vogtland.8 

 Tipps für Eltern und Auszubildende: 

 Leider gibt es im Vogtlandkreis nur wenige Berufe, die theoriereduziert 

ausgebildet werden. 

 Fragen sie zeitig auch auf Ausbildungsmessen nach diesen Möglichkeiten. 

 Auch im nahegelegenen Bayern oder Thüringen eröffnen sich vielleicht 

Möglichkeiten einer solchen Ausbildung für Ihr Kind. Es ist möglich, diese 

zu nutzen, es bedarf aber eines langen Atems, einer guten Vorbereitung 

und eines dafür offenen Ausbildungsbetriebes. 

3.6 Berufsbildungsbereich in der WfbM 

Für einige Schüler*innen mit Behinderung ist die zukünftige Arbeit in einer 

Werkstatt für Menschen mit Behinderung (WfbM) die individuell bessere, bzw. 

einzig mögliche Lösung. Nach der Begutachtung durch die Agentur für Arbeit 

liegt die Entscheidung letztlich bei den Jugendlichen und Ihren Eltern. 

Dabei haben sich die Arbeitsangebote in den Werkstätten für behinderte 

Menschen enorm weiter entwickelt. Es gibt Tätigkeiten an Maschinen, in der 

Montage, in Küchen oder in der Dienstleistung, die immer eine fachliche 

Ausbildung und praktische Übung der Mitarbeiter*innen erfordern. 

                                                
8 https://planet-beruf.de/schuelerinnen/mein-beruf/berufe-von-a-z/uebersicht-der-ausbildungsberufe-fuer-
menschen-mit-behinderungen/ 
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Die Agentur für Arbeit fördert und finanziert sowohl das Eingangsverfahren, als 

auch den Berufsbildungsbereichs in einer WfbM oder bei anderen 

Leistungsanbietern. 

Der Berufsbildungsbereich gliedert sich meist in einen einjährigen Grundkurs 

und den daran anschließenden Aufbaukurs. Der Grundkurs dient dem Erwerb 

der Grundfertigkeiten und verschiedener Schlüsselqualifikationen wie z.B. dem 

Erlernen sozialer Werte und Pünktlichkeit. Der Aufbaukurs im 2. Jahr soll einen 

Einblick in die verschiedenen Fertigungsbereiche ermöglichen und gezielt auf 

eine Arbeit vorbereiten. 

Bildungsweg PRAXISBAUSTEIN 

Verschiedene Träger von Werkstätten für behinderte Menschen in Sachsen 

haben sich im Rahmen des Projektes PRAXISBAUSTEIN zusammengeschlossen. 

Das Ziel ist es den Berufsbildungsbereich in der WfbM inhaltlich und in seiner 

Anerkennung aufzuwerten. 

Die PRAXISBAUSTEINe sind den anerkannten Ausbildungsberufen entnommen 

und werden in den Werkstätten entsprechend der jeweiligen Arbeitsinhalte in 

Praxisfeldern angeboten. Nach standardisierten Bildungsrahmenplänen 

durchlaufen die Teilnehmer*innen einen allgemeinen, einen berufsspezifischen 

und einen bausteinspezifischen Teil. Besonderer Wert wird auf die Vermittlung 

berufspraktischer Inhalte der bestimmten Tätigkeit aus dem Berufsbild gelegt. 

PRAXISBAUSTEINe werden mit einer Leistungsfeststellung abgeschlossen und 

sind durch die zuständigen Kammern zertifiziert. 
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Tipps für Eltern und Auszubildende: 

 Prüfen Sie die Angebote und Möglichkeiten einer Ausbildung und Tätigkeit 

in der WfbM als eine Möglichkeit beruflicher Entwicklung und Teilhabe. 

 Informieren Sie sich über die Werkstätten im Vogtlandkreis und nutzen 

Sie, falls möglich auch Praktika. Fragen Sie auch nach den Inhalten und 

Abläufen des Berufsbildungsbereiches. 

3.7 Hochschulbildung 

Einige Menschen mit Behinderung können und wollen studieren. Dafür gibt es 

im Vogtland selbst nur wenige Einrichtungen. Die Möglichkeit zum Studium steht 

aber natürlich auch interessierten Vogtländer*innen offen, daher hier auch dazu 

einige gesammelte Aussagen. 

Das Ziel von Inklusion ist es, dass Studierende mit Behinderung die Angebote der 

Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch nehmen können. 

Werden individuelle Hilfestellungen benötigt, können auch im Bereich der 

Hochschulbildung Teilhabeleistungen nach SGB IX, Teil 2 §112 beim zuständigen 

Landratsamt beantragt werden. Zuständig ist das Landratsamt, in dessen Bereich 

der Hauptwohnsitz der/des Studierenden liegt. Der Bedarf wird individuell 

beurteilt. Er kann auch gezielt für eine Übergangsphase zum Start an der 

Hochschule beantragt und bewilligt werden. 

Rechtsgrundlage: § §112 SGB IX 

Die Hochschulen sind dafür verantwortlich, dass Studierende mit Behinderung 

nicht benachteiligt werden und Angebote möglichst ohne fremde Hilfe in 

Anspruch nehmen können. Die Prüfungsordnungen sind auf die besonderen 

Belange anzupassen. Die Herstellung von Chancengleichheit für Studierende mit 
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Behinderung wird durch entsprechende Regelungen in den Prüfungsordnungen 

der jeweiligen Hochschulen geregelt. 

Die Beratung dazu erfolgt durch Studentenwerke und Studentenvertretungen. 

Sie beraten: 

 hinsichtlich benötigter Hilfeleistungen 

 zur Zuweisung von Wohnheimplätzen speziell für Studierende mit 

Beeinträchtigungen 

Dennoch ergeben sich vor Studienbeginn oftmals eine Reihe von Fragen, für die 

verschiedene Ansprechpartner zur Verfügung stehen9: 

 Beauftragte an den Hochschulen beraten in allen Fragen rund ums 

Studium (Härtefallantrag bei Zulassungsbeschränkung, Antrag auf 

Nachteilsausgleich, Beantragung von Studienassistent*innen und 

technischen Hilfsmitteln) 

 Informations- und Beratungsstelle Studium und Behinderung beim 

Deutschen Studentenwerk (Handbuch „Studium und Behinderung“, 

Seminar zum Berufseinstieg) 

 Beratungsfachkräfte der Agentur für Arbeit mit Schwerpunkt Studium und 

Ausbildung (ggf. in Zusammenarbeit mit BFK Reha/TH) beraten und 

informieren über Studienmöglichkeiten und geben Hinweise zur 

Finanzierung des Studiums 

  

                                                
9 Weitere Ansprechpartner und Informationen sind zu finden unter 
https://studienwahl.de/orientieren/studieren-mit-behinderungen 
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Tipps für Eltern und Studierende: 

 Informieren Sie sich zu den Regelungen und Unterstützungsmöglichkeiten 

für ein inklusives Studium an der entsprechenden Hochschule 

 Sowohl oben genannte Stellen an der Hochschule als auch 

Beratungsfachkräfte der Agentur für Arbeit unterstützen Sie dabei 

 Bei individuellem Unterstützungsbedarf haben Sie gegebenenfalls auch im 

Studium weiter Anspruch auf Hilfe. Beantragen Sie diese langfristig beim 

zuständigen Landratsamt. 

3.8 Lebenslanges Lernen – Fort- und Weiterbildung 

In der beruflichen, wie auch in der privaten Fort- und Weiterbildung spielt das 

Thema Inklusion derzeit nach unserer Wahrnehmung noch eine eher 

untergeordnete Rolle. Gleichwohl sind Menschen mit Beeinträchtigung auch in 

diesem Bereich präsent und tragen damit aktiv zu einem Wandel in der 

Wahrnehmung von inklusiver Bildung bei. 

Etwas erschwert und unübersichtlich ist die Lage in diesem Bereich, da hier 

Bundes- und Landesgesetze nur teilweise eindeutige Vorgaben machen.  

Die Lage am sächsischen Bildungsmarkt stellt sich uns derzeit wie folgt dar: 

Es gibt eine zunehmende Anzahl an Informationen zu Inklusionsmaßnahmen der 

Weiterbildungseinrichtungen (Hier sind insbesondere die Volkshochschulen im 

Begriff ihre Angebote inklusiv weiter zu entwickeln, auch wenn der Stand örtlich 

noch unterschiedlich ist) 

Es werden außerdem Empfehlungen zur Umsetzung von Inklusion in 

Weiterbildungseinrichtungen entwickelt 
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Grundsätzlich müssen Angebote zur Weiterbildung und Qualifizierung 

jedermann offen stehen. Daher empfehlen wir Ihnen, bei Interesse direkt mit 

dem Anbieter ins Gespräch zu kommen. 

Nach unserer Überzeugung ist inklusive Bildung (nicht nur) für Menschen mit 

Behinderung unverzichtbarer Bestandteil gesellschaftlicher Teilhabe. In diesem 

Sinne wäre es sinnvoll, folgerichtig und angebracht Fort- und 

Weiterbildungsinteressen, sowie damit verbundene Hilfebedarfe, in die 

individuelle Teilhabeplanung nach Bundesteilhabegesetz/SGB IX für Menschen 

mit Behinderung einzubeziehen. 

Tipps für Eltern und Wissbegierige: 

 Fort- und Weiterbildung sollte jedem offen stehen. Fragen Sie bei 

Interesse direkt beim Anbieter nach. 

 Einige Anbieter (z.B. Volkshochschulen) entwickeln ihre Angebote aktuell 

inklusiv weiter und freuen sich daher besonders über Ihre Anregungen 

und Anfragen. 

 Bildung ist Teilhabe. Bringen Sie Ihr Bildungsinteresse bei der individuellen 

Teilhabeplanung nach SGB IX ein. Beschreiben sie die benötige 

Unterstützung für Ihre Teilnahme an Bildungsmaßnahmen möglichst 

konkret. 
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Weiter Hilfen für Menschen mit Beeinträchtigung  

 

Hinweise/Adressen zu diesen und weiteren Hilfen für Menschen mit 
Behinderung finden sie zum Beispiel im Familienratgeber der Aktion Mensch. 

Hilfreiche Kontakte 
 

Familienratgeber der Aktion Mensch 

   Informationen, Rat & Adressen 

für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige. 

 

  

Fahrdienst 
(Schulen, KITAs, 
Werkstätten,…) 

https://www.familienratgeber.de/index.php
https://www.familienratgeber.de/index.php
https://www.familienratgeber.de/index.php
https://www.familienratgeber.de/index.php
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Die umfänglichste Sammlung an Informationen für Eltern und Familien gibt es 

auf der Seite des Familienratgebers von Aktion Mensch. 

 

Unter folgenden Rubriken findet man hier umfassende Informationen: 

Themen  

Adressen vor Ort  

Nachrichten  

Forum  

Wörterbuch 

 

Es werden Themen von Geburt bis Bildung und Arbeit, von Freizeit und Urlaub 

über Schwerbehinderung allgemein, die möglichen Leistungen und das dazu 

gehörende Recht erklärt. Im Wörterbuch findet man eine große Vielfalt an 

Fachbegriffen verständlich erklärt. 

 

Auf neue Entwicklungen geht die Rubrik Nachrichten ein.  

Wenn Ihre speziellen Fragen unbeantwortet bleiben oder Sie einen Platz zum 

Austausch suchen, nutzen Sie das Forum. Hier gibt es eine Vielzahl von Fragen 

und Antworten, auch zu tagesaktuellen Problemstellungen. 

Tipps für Eltern und Interessierte:  

 Nutzen Sie den Familienratgeber der Aktion Mensch um Adressen und 

Ansprechpartner vor Ort zu finden. 

 Beachten Sie auch die vielen anderen Inhaltlichen Angebote, z.B. das 

empfehlenswerte Wörterbuch. 

https://www.familienratgeber.de/themen.php
https://www.familienratgeber.de/beratungsstellen-adressen.php
https://www.familienratgeber.de/nachrichten.php
https://www.familienratgeber.de/forum/index.php
https://www.familienratgeber.de/woerterbuch.php
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Adress-Suche im Familienratgeber der Aktion Mensch 

Mit wenigen Angaben kann man auf dieser Seite eine Vielzahl an Hilfsangeboten 

im Vogtland finden. Unterstützt vom Sozialamt des Vogtlandkreises wurden 

Adressen und Telefonnummern der verschiedensten Anbieter von Hilfen 

aufgenommen und beschrieben.  

Die Adressen im Familienratgeber werden regelmäßig aktualisiert. So kann dies 

eine sehr hilfreiche Unterstützung bei der Suche nach passenden Angeboten im 

Vogtlandkreis sein. 

Der Familienratgeber erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es liegt auch 

in der Verantwortung der jeweiligen Anbieter, Änderungen einzupflegen. Nicht 

immer sind die Angaben auch wirklich aktuell und vollständig. 

Kooperationsverbünde 

Mit dem erklärten Ziel Inklusion in die Schulentwicklung aller Schulen 

aufzunehmen wurden und werden (2019 -2021) in Sachsen 

Kooperationsverbünde gegründet. Gemeinsam steuern das Sächsische 

Staatsministerium für Kultus (SMK) und das Landesamt für Schule und Bildung 

(LaSuB) die Aufbauarbeit. Konkret ist für den Vogtlandkreis das Landesamt für 
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Schule und Bildung, Standort Zwickau zuständig. Dort ist seit 2019 eine 

Koordinatorin für Inklusion tätig, die auch für Fragen zur Verfügung steht. 

Laut Angaben der Landesregierung ist das Ziel der Arbeit der 

Kooperationsverbünde „die sonderpädagogische Förderung und die 

Ausgestaltung des inklusiven Unterrichts in allen Förderschwerpunkten mit 

zumutbaren Schulwegen zu sichern. Dabei vernetzen sie die regionalen Partner 

und erleichtern auf diesem Weg die Zusammenarbeit vor Ort.“ 

Was heißt das konkret für den Vogtlandkreis? 

Im Vogtlandkreis wurden und werden 4 Kooperationsverbünde gegründet: 

Oberes Vogtland 

Plauen/Plauen Land 

Göltzschtal 

Reichenbach 

In der Gründungsveranstaltung legt jeder Verbund konkrete Arbeitsziele und 

einen Rahmen für die Teilnehmer fest. Vernetzt werden alle schulischen 

Bildungsangebote und deren Träger, mit Partnern aus dem Jugend- und 

Sozialamt des Vogtlandkreises, der Arbeitsagentur, von vorschulischen 

Bildungsangeboten, wie KiTa und mit Trägern der unterstützenden Hilfen 

inklusiver Bildung. 

Dabei können regional und individuell durchaus Unterschiede entstehen. Bei 

gemeinsamen Treffen aller Beteiligten oder auch inhaltlich getrennter Gruppen 

soll die inklusive Bildungsarbeit sehr konkret vorangebracht werden.  

Ziel ist, dass der Austausch von Informationen, von Fragen und Antworten sowie 

von Kontaktdaten auch auf der „LernSax“-Plattform stattfinden kann. Dies soll 

kurze Wege zur Problemklärung ermöglichen. 
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Tipps für Eltern und Interessierte: 

 Es gibt eine Ansprechpartnerin in beim LaSuB, Standort Zwickau, bei der 

alle Fäden und Informationen zu inklusiven Bildungsmöglichkeiten 

zusammenlaufen. Diese Koordinatorin für Inklusion steht ihren 

Bildungspartnern für Fragen zu Verfügung. 

 Auch in jedem Kooperationsverbund wird es eine/einen konkreten 

Ansprechpartner*in mit hohen Kompetenzen geben, die/der Ihnen 

gegebenenfalls Informationen und Hilfe geben kann. 

Der Fokus der Arbeit in den Kooperationsverbünden liegt in der Verbesserung 

der Zusammenarbeit, der Entwicklung individueller Lehrpläne, dem Aufbau von 

Schwerpunktschulen mit besonderen Angeboten und besserer Zusammenarbeit 

bei der Gestaltung von Übergängen. Die Hoffnung der Eltern kann hier in einer 

schnellen, zukunftsorientierten Entwicklung dieser Kooperationsverbünde 

liegen. Nur so werden konkrete Verbesserungen in der Information, der 

inklusiven Bildungschancen ihrer Kinder und damit einen guten Start in ein 

inklusives Leben möglich werden. 
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Mehr Infos und Kontakte unter dem Link 

httgs://www.inklusion.bildung.sachsen.de oder einfach QR-Code scannen  
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Begriffe 

Teilhabe 

„Bei dem Begriff der Teilhabe handelt es sich um eine durch das SGB IX geschaffene 

Bezeichnung, die den im Schwerbehindertengesetz verwendeten Begriff der Eingliederung 

abgelöst hat. Nach § 1 SGB IX erhalten behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen 

Leistungen nach dem SGB IX und den für die Rehabilitationsträger geltenden Vorschriften. Ziel 

ist es, ihre Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu 

fördern und Benachteiligungen zu vermeiden.“ 

(www.integrationsaemter.de/Fachlexikon) 

Eingliederungshilfe 

„Die Eingliederungshilfe ist eine steuerfinanzierte Unterstützungsleistung für Menschen mit 

Behinderungen. (…) Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es nach § 53 SGB XII, >> die 

behinderten Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. […] die Teilnahme am Leben in der 

Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern<<. Schwerpunkte sind die Leistungen zur 

sozialen Teilhabe (Unterstützung beim Wohnen - selbstständig mit ambulanter Unterstützung 

oder in einer stationären Wohneinrichtung) sowie die Leistungen zur Teilhabe am 

Arbeitsleben (in einer Werkstatt für behinderte Menschen [WfbM]).“ 

(www.integrationsaemter.de/Fachlexikon) 

Integration 

Ist von Integration die Rede, geht es meist darum, Menschen mit Behinderung in die 

Gesellschaft, in Bildungssysteme und die Arbeitswelt einzubinden. Der Begriff der Integration 

wurde mit der Umsetzung des Behindertenrechts und der Teilhabe in den letzten Jahren 

jedoch durch den Begriff der Inklusion (siehe unten) abgelöst. 

Das Wort „Integration“ wird aktuell vielmehr durch die Flüchtlings- und Asylpolitik in Bezug 

auf die Eingliederung von Migranten verwendet. 

Inklusion 

Dieser Begriff wird im Wörterbuch des Familienratgebers der Aktion Mensch sehr anschaulich 

und genau beschrieben. 

 siehe familienratgeber.de 

Heilpädagogik 

Eine gute und informative Beschreibung des Begriffes findet sich im Wörterbuch unter 

www.familienratgeber.de. 

 

https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/SGB-IX--Rehabilitation-und-Teilhabe-behinderter-Menschen-/77c376i/index.html
https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/Behinderung/77c355i1p/index.html
https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/Rehabilitationstraeger/77c398i1p/index.html
http://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon
https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/Behinderung/77c355i/index.html
https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/77c10701i/index.html
https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/77c10701i/index.html
https://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon/Werkstatt-fuer-behinderte-Menschen--WfbM-/77c336i/index.html
http://www.integrationsaemter.de/Fachlexikon
http://www.familienratgeber.de/
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Sonderpädagogik 

Hier geht es um die Bildung und Förderung von Kindern und Jugendlichen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf. Grundlage der Feststellung des Förderbedarfs ist eine 

eingehende Förderdiagnostik durch dafür geschultes sonderpädagogisches Fachpersonal. 

In Sachsen erfolgt der Unterricht der betreffenden Schüler*innen überwiegend an 

Förderschulen mit festgelegtem Förderschwerpunkt. An diesen Schulen sind Lehrkräfte für 

Sonderpädagogik tätig. Es gibt eigene, auf den jeweiligen Förderschwerpunkt zugeschnittene 

Lehrpläne. Werden Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

allgemeinbildenden Schulen inklusiv unterrichtet, stehen den Lehrkräften dort 

Sonderpädagogen der zuständigen Förderschule beratend zur Seite. 
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Beteiligte im Netzwerk und Autor*innen 
Ein herzlicher Dank gilt allen Teilnehmerinnen unserer Netzwerktreffen, die sich in unterschiedlicher 

Intensität in die Arbeit unseres Netzwerks inklusive Bildung in den Jahren 2017-2020 eingebracht 

haben. Einige haben nur punktuell in unsere Arbeit hineingeschaut, andere haben sich kontinuierlich 

und ausdauernd eingebracht. Manche kamen auch aufgrund neuer dienstlicher Aufgaben erst spät 

dazu. Alle haben mit ihren Anregungen unsere Netzwerkarbeit bereichert und unseren Blick auf 

inklusive Bildung und die damit verbundenen Möglichkeiten und Herausforderungen geschärft. 

Allen Beteiligten sei an dieser Stelle herzlich gedankt. Ein besonderer Dank gilt denen, welche sich 

kontinuierlich eingebracht und in der konkreten Erarbeitung dieses Wegweisers intensiv mitgewirkt 

haben. 

Bereich Schule: 

Isabell Koschek (LASUB Regionalstelle Zwickau); Diana Primas (Ev. Montessori GS 

Plauen); Yvonne Dietz (Ev. Montessori GS Plauen); Peter Peikert (Carolinenschule 

Greiz); Cornelia Beierlein (Futurum Vogtland); Antje Wagner (Ev. GS Göltzschtal); 

Kerstin Hahn (Sonnenhofschule Auerbach); Anja Scholz-Petzold (Futurum 

Vogtland); Anett Josiger (Diesterweg GS Auerbach); Franziska Melitzki (Futurum 

Vogtland); Antonia Schäfer (Diesterweg GS Auerbach); Mandy Kretschmar 

(LASUB Regionalstelle Zwickau) 

Bereich KiTa: 

Conny Bachmann (KiTa Mischka Auerbach); Juliane Lamer (zunächst KiTa 

Mischka Auerbach, später Hort der Karl Marx Schule in Plauen); Sylvia Ladek-

Seifert (AWO-Vogtland; KiTa Knirpsenburg Plauen), Sylvia Stecher (Ev. KiTa 

Auerbach); Mandy Leibe (Diakonie Auerbach, KiTa am Bendelstein mit HPG)  

Landkreis und Kommunen: 

Daniela Merforth (Stadt Auerbach);  Heidi Seeling (Stadt Plauen); Carena 

Sandner (LRA Vogtlandkreis); Schneider Thomas (LRA Vogtlandkreis), Petra Kern 

(LRA Vogtlandkreis) 

Freie Träger/Sonstige: 

Alexander Schmidt (invidu Institut Plauen); Katrin Winkelmann (FAW, 

Inklusionsassistentin Käthe-Kollwitz-Schule Plauen), Andreas Müller (Diakonie 

Auerbach, WfbM), Holger Schönherr (Diakonie Auerbach, AMB), Marcus König 

(Diakonisches Beratungszentrum Vogtland, Schulsozialarbeit); Thomas Kebschull 

(Diakonie Auerbach, Jugendhilfe); Barbara Knoll (Jobcenter Vogtland); Sandra 

Kistner (Lebenshilfe Auerbach); Dana Meinel (Autismus-Vogtland); Anett Warg 



55 
 

(Agentur für Arbeit Plauen); Kerstin Runge (Autismus-Vogtland); Franziska 

Pöhland (FAW Plauen, Inklusionsassistentin Käthe-Kollwitz-Schule Plauen)  

Autor*innen und Redaktionsteam: 

Sascha Theile  

(Diakonie Auerbach, Leitung Netzwerk Inklusion im Vogtland und 

Assistenzdienst Diamobil) 

Margita Bischof  

(Diakonie Auerbach, Koordinatorin Netzwerk Inklusion im Vogtland) 

Lydia Kettner 

(Diakonie Auerbach, Inklusionsassistentin an der Zentralschule Adorf) 

EIN DANKESCHÖN 

AN ALLE, 

DIE UNS UNTERSTÜTZEN. 

Die vorliegende Fassung des Wegweisers wurde optisch reduziert und auf die 

Vorleseoption abgestimmt, sie entspricht inhaltlich der im Juli 2020 

veröffentlichten 1. Ausgabe des Wegweiser für inklusive Bildung im Vogtland. 
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